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Mandantenstammdatenbogen 

Stammdaten Mandat 

Wir benötigen zur Mandatsführung einige Daten zu Ihrer Person und zur Kommunikation. Bitte füllen Sie diesen 

Bogen daher so vollständig wie möglich aus und reichen etwaige Daten, die Ihnen nicht vorliegen, nach. 

Titel/Name:  

Vorname:  

Geburtsdatum und -ort:  

Straße:  

PLZ:  

Wohnort:  

Telefon:  

Telefax:  

Tel. beruflich:  

Mobiltelefon:  

E-Mail:  

Personenstand:  

Name, Alter minderjähriger Kinder:  

Bankverbindung: Kreditinstitut: 

IBAN: 

BIC: 
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Rechtsschutzversicherung mit Vertragsnummer und 

vollständiger Anschrift: 

Versicherer: 

Adresse: 

Vertrags-Nr.: 

Schaden-Nr.: 

 

 

 

Wichtige Hinweise:  

  

1. Wenn Sie rechtsschutzversichert sind:  

  

Kostenschuldner der anwaltlichen Kostenrechnung ist grundsätzlich der Mandant als Auftraggeber. Sie als 

unser Auftraggeber haben dann ggf. im Rahmen der versicherungsvertraglichen Deckung einen Anspruch 

gegenüber Ihrem Rechtsschutzversicherer auf (teilweise) Erstattung der Kosten. Die Inanspruchnahme des 

Versicherers ist grundsätzlich von Ihnen vorzunehmen.   

  

Wenn wir die Deckungsanfrage beim Rechtsschutzversicherer und die weitere Korrespondenz mit diesem 

übernehmen, ist dies ein gesondertes Mandat, das wir berechnen müssen.  

  

2. Wenn Sie nicht rechtsschutzversichert sind und die Kosten eines Prozesses aus ihrem Einkommen oder 

Vermögen nicht aufbringen können, kann Ihnen durch die Staatskasse ggf. Prozesskostenhilfe (PKH) oder 

Verfahrenskostenhilfe (VKH) gewährt werden. Wenn Sie meinen, dass dies in Betracht kommt, sprechen Sie 

uns an.  

  

PKH wird ggf. nur mit Ratenzahlung gewährt, Sie müssen dann monatliche Raten an die Staatskasse erstatten. 

Ändern sich Ihre finanziellen Verhältnisse in den Jahren nach der PKH-Gewährung, müssen Sie die von der 

Staatskasse getragenen Kosten ggf. (ganz oder teilweise) erstatten, wobei Sie zur unaufgeforderten Mitteilung 

von Änderungen verpflichtet sind:  

  

Auszug aus § 120a ZPO - Änderung der Bewilligung (von Prozesskostenhilfe)  

(1) Das Gericht soll die Entscheidung über die zu leistenden Zahlungen ändern, wenn sich die für 

die Prozesskostenhilfe maßgebenden persönlichen oder wirtschaftlichen Verhältnisse wesentlich 

verändert haben. … Auf Verlangen des Gerichts muss die Partei jederzeit erklären, ob eine Veränderung 

der Verhältnisse eingetreten ist. Eine Änderung zum Nachteil der Partei ist ausgeschlossen, wenn seit 

der rechtskräftigen Entscheidung oder der sonstigen Beendigung des Verfahrens vier Jahre vergangen 

sind.  

(2) Verbessern sich vor dem in Absatz 1 Satz 4 genannten Zeitpunkt die wirtschaftlichen 

Verhältnisse der Partei wesentlich oder ändert sich ihre Anschrift, hat sie dies dem Gericht unverzüglich 
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mitzuteilen. Bezieht die Partei ein laufendes monatliches Einkommen, ist eine 

Einkommensverbesserung nur wesentlich, wenn die Differenz zu dem bisher zu Grunde gelegten 

Bruttoeinkommen nicht nur einmalig 100 Euro übersteigt. Satz 2 gilt entsprechend, soweit abzugsfähige 

Belastungen entfallen. …  

(3) Eine wesentliche Verbesserung der wirtschaftlichen Verhältnisse kann insbesondere dadurch 

eintreten, dass die Partei durch die Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung etwas erlangt. Das 

Gericht soll nach der rechtskräftigen Entscheidung oder der sonstigen Beendigung des Verfahrens 

prüfen, ob eine Änderung der Entscheidung über die zu leistenden Zahlungen mit Rücksicht auf das 

durch die Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung Erlangte geboten ist. …  

(4) Für die Erklärung über die Änderung der persönlichen oder wirtschaftlichen Verhältnisse nach 

Absatz 1 Satz 3 muss die Partei das gemäß § 117 Absatz 3 eingeführte Formular benutzen. …  

  

3. Bei Prozessen vor dem Arbeitsgericht (1. Instanz) gibt es – unabhängig vom Ausgang des Prozesses – keinen 

Kostenerstattungsanspruch gegen den  Prozessgegner. Auch wenn Sie den Prozess gewinnen, müssen Sie 

daher Ihre eigenen Anwaltskosten selbst tragen (sofern nicht eine Rechtsschutzversicherung eintritt).  

  

4. Mit einer Abwicklung der Korrespondenz per E-Mail (unverschlüsselt) bin ich einverstanden.   

  

-------------  Hinweise zur Datenverarbeitung  --------------- 

  

1. Name und Kontaktdaten des für die Verarbeitung Verantwortlichen   

  

Diese Datenschutzhinweise gelten für die Datenverarbeitung durch:  

  

Rechtsanwältin Ezgi Güzelant 

Im Lipperfeld 31  

46047 Oberhausen 

E-Mail:   info@kanzlei-guezelant.de  

Telefon:  0208/45795640  

Telefax:  0208/45795641 

  

2. Erhebung und Speicherung personenbezogener Daten sowie Art und Zweck und deren Verwendung  

  

Wenn Sie uns mandatieren, erheben wir folgende Informationen:  

• Anrede, Vorname, Nachname,  

• eine gültige E-Mail-Adresse,  

• Anschrift,  

• Telefonnummer (Festnetz und/oder Mobilfunk)  
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• Informationen, die für die Geltendmachung und Verteidigung Ihrer Rechte im Rahmen des Mandats 

notwendig sind (vgl. z.B. Mandantenbogen)  

  

Die Erhebung dieser Daten erfolgt,  

• um Sie als unseren Mandanten identifizieren zu können;  

• um Sie angemessen anwaltlich beraten und vertreten zu können;  

• zur Korrespondenz mit Ihnen;  

• zur Rechnungsstellung;  

• zur Abwicklung von evtl. vorliegenden Haftungsansprüchen sowie der Geltendmachung etwaiger 

Ansprüche gegen Sie;  

  

Die Datenverarbeitung erfolgt auf Ihre Anfrage hin und ist nach Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. b DSGVO zu den genannten 

Zwecken für die angemessene Bearbeitung des Mandats und für die beidseitige Erfüllung von Verpflichtungen 

aus dem Mandatsvertrag erforderlich.  

  

Die für die Mandatierung von uns erhobenen personenbezogenen Daten werden bis zum Ablauf der 

gesetzlichen Aufbewahrungspflicht für Anwälte (6 Jahre nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem das Mandat 

beendet wurde,) gespeichert und danach gelöscht, es sei denn, dass wir nach Artikel 6 Abs. 1 S. 1 lit. c DSGVO 

aufgrund von steuer- und handelsrechtlichen Aufbewahrungs- und Dokumentationspflichten (aus HGB, StGB 

oder AO) zu einer längeren Speicherung verpflichtet sind oder Sie in eine darüber hinaus gehende Speicherung 

nach Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. a DSGVO eingewilligt haben.  

  

3. Weitergabe von Daten an Dritte  

  

Eine Übermittlung Ihrer persönlichen Daten an Dritte zu anderen als den im Folgenden aufgeführten Zwecken 

findet nicht statt.  

Soweit dies nach Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. b DSGVO für die Abwicklung von Mandatsverhältnissen mit Ihnen 

erforderlich ist, werden Ihre personenbezogenen Daten an Dritte weitergegeben. Hierzu gehört insbesondere 

die Weitergabe an Verfahrensgegner und deren Vertreter (insbesondere deren Rechtsanwälte), 

Sachverständige, Rechtsschutzversicherungen, Haftpflichtversicherungen, Ärzte, sowie Gerichte und andere 

öffentliche Behörden zum Zwecke der Korrespondenz sowie zur Geltendmachung und Verteidigung Ihrer 

Rechte. Die weitergegebenen Daten dürfen von dem Dritten ausschließlich zu den genannten Zwecken 

verwendet werden.  

Das Anwaltsgeheimnis bleibt unberührt. Soweit es sich um Daten handelt, die dem Anwaltsgeheimnis 

unterliegen, erfolgt eine Weitergabe an Dritte nur in Absprache mit Ihnen.  

  

4. Betroffenenrechte  

Sie haben das Recht:  
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• gemäß Art. 7 Abs. 3 DSGVO Ihre einmal erteilte Einwilligung jederzeit gegenüber uns zu widerrufen. Dies 

hat zur Folge, dass wir die Datenverarbeitung, die auf dieser Einwilligung beruhte, für die Zukunft nicht 

mehr fortführen dürfen;  

• gemäß Art. 15 DSGVO Auskunft über Ihre von uns verarbeiteten personenbezogenen Daten zu 

verlangen. Insbesondere können Sie Auskunft über die Verarbeitungszwecke, die Kategorie der 

personenbezogenen Daten, die Kategorien von Empfängern, gegenüber denen Ihre Daten offengelegt 

wurden oder werden, die geplante Speicherdauer, das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung, 

Löschung, Einschränkung der Verarbeitung oder Widerspruch, das Bestehen eines Beschwerderechts, 

die Herkunft ihrer Daten, sofern diese nicht bei uns erhoben wurden, sowie über das Bestehen einer 

automatisierten Entscheidungsfindung einschließlich Profiling und ggf. aussagekräftigen Informationen 

zu deren Einzelheiten verlangen;  

• gemäß Art. 16 DSGVO unverzüglich die Berichtigung unrichtiger oder Vervollständigung Ihrer bei uns 

gespeicherten personenbezogenen Daten zu verlangen;  

• gemäß Art. 17 DSGVO die Löschung Ihrer bei uns gespeicherten personenbezogenen Daten zu 

verlangen, soweit nicht die Verarbeitung zur Ausübung des Rechts auf freie Meinungsäußerung und 

Information, zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung, aus Gründen des öffentlichen Interesses oder 

zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen erforderlich ist;  

• gemäß Art. 18 DSGVO die Einschränkung der Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten zu 

verlangen, soweit die Richtigkeit der Daten von Ihnen bestritten wird, die Verarbeitung unrechtmäßig 

ist, Sie aber deren Löschung ablehnen und wir die Daten nicht mehr benötigen, Sie jedoch diese zur 

Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigen oder Sie gemäß Art. 

21 DSGVO Widerspruch gegen die Verarbeitung eingelegt haben;  

• gemäß Art. 20 DSGVO Ihre personenbezogenen Daten, die Sie uns bereitgestellt haben, in einem 

strukturierten, gängigen und maschinenlesebaren Format zu erhalten oder die Übermittlung an einen 

anderen Verantwortlichen zu verlangen und  

• gemäß Art. 77 DSGVO sich bei einer Aufsichtsbehörde zu beschweren. In der Regel können Sie sich 

hierfür an die Aufsichtsbehörde Ihres üblichen Aufenthaltsortes oder Arbeitsplatzes oder unseres 

Kanzleisitzes wenden.  

  

5. Widerspruchsrecht   

Sofern Ihre personenbezogenen Daten auf Grundlage von berechtigten Interessen gemäß Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. f 

DSGVO verarbeitet werden, haben Sie das Recht, gemäß Art. 21 DSGVO Widerspruch gegen die Verarbeitung 

Ihrer personenbezogenen Daten einzulegen, soweit dafür Gründe vorliegen, die sich aus Ihrer besonderen 

Situation ergeben.  

Möchten Sie von Ihrem Widerspruchsrecht Gebrauch machen, genügt eine E-Mail an info@kanzlei-

guezelant.de.   

  

  

Mit der nachfolgenden Unterschrift bestätige ich / bestätigen wir, die vorstehenden Hinweise und 

Informationen zur Kenntnis genommen zu haben.  

  



 
 
 

Seite 6 von 6 

Wir freuen uns auf eine gute Zusammenarbeit.  

  

  

  

……………………................, den ………………………..  _________________________________________   

       (Unterschrift)  

 

 

 


